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Die aufkommende Sozialdemokratie moch-
te der alte Dubslav von Stechlin genauso
wenig wie die »Namensmanscherei«, und
das fing schon bei ihm selbst an: Seine
Mutter, eine Pommersche, hatte ihm den
pommerschen Namen Dubslav gegeben,
obwohl er doch ein Märkischer war. »Was
ein Märkischer ist, der muss Joachim hei-
ßen oder Woldemar. Bleib im Land und
taufe dich redlich.Wer aus Friesack is’, darf
nicht Raoul heißen.«

Theodor Fontane führt in seinem Al-
terswerk Der Stechlin an der Figur des
Dubslav vorzüglich jenen Typus alten Land-
adels vor, der gegen Ende des 19. Jahrhun-
derts langsam aber sicher ausstarb: stramm
am Bestehenden festhaltend, wenig bis gar
nicht beweglich und so offen für Neuerun-
gen wie ein nordkoreanischer Betonkopf.
Am augenfälligsten wird Dubslavs Konser-
vatismus, wann immer er sprachliche Ein-
flüsse von außen kritisiert. Das Französi-
sche – die Sprache, die auch an den Höfen
gesprochen wurde – schien ihm noch an-
nehmbar und charmant, das Englische je-
doch war ihm ein Dorn im Gehörgang.

Vor Kurzem hat die CDU den alten
Dubslav wieder aus der märkischen Mot-
tenkiste geholt. Deutsch solle ins Grund-
gesetz, so will es der Landesverband Saar,
der sich mit diesem Antrag auf dem Bun-
desparteitag gegen die Kanzlerin und ihren
Generalsekretär durchgesetzt hat. Kurz
nachdem Ronald Pofalla empfohlen hatte,
den Antrag an die Bundestagsfraktion zu
überweisen, stürmte der saarländische Mi-
nisterpräsident Peter Müller zum Redner-
pult, um fürs Deutsche im Grundgesetz zu
werben. Eigentlich kein drängendes Prob-
lem, das einer Lösung harrt, sollte man mei-
nen. Peter Müller jedoch befindet sich im
Wahlkampf für die nächste Landtagswahl
2009, und er sieht sich wohl zwischen sei-
nen Herausforderern Heiko Maas und Os-
kar Lafontaine in der Zange. Ein bisschen
Sprachpatriotismus schien ihm da hilfreich.

Warum eigentlich nicht? Schon An-
fang Juli 2008 hatten der Verein Deutsche
Sprache und derVerein für Deutsche Kultur-
beziehungen im Ausland eine gemeinsame
Unterschriftenaktion gestartet, den Artikel
22 im Grundgesetz, der bislang die Farbe
der Bundesflagge regelt, um einen Passus
zu erweitern: »Die Sprache der Bundesre-
publik ist Deutsch«. Klares Vorbild ist
Frankreich, das wie weitere 16 EU-Staaten
die Sprache in der Verfassung erwähnt –
freilich im Falle Frankreichs mit besonde-
rem Nachdruck, schließlich wacht die Aca-
démie Française schon seit 1635 über die
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Leitkultur durch die Hintertür

Selten hat ein Parteitagsbeschluss für so viel Aufregung gesorgt, wie die auf dem
CDU-Parteitag Anfang Dezember in Stuttgart beschlossene Aufnahme der deut-
schen Sprache ins Grundgesetz. Doch die deutsche Sprache muss nicht gerettet
werden – sie ist vital genug.



Reinheit des Französischen. Der Präsident
des Deutschen Bundestags, Norbert Lam-
mert, hat sich auch für die Grundgesetzän-
derung ausgesprochen. Warum also nicht?

Weil vor der Frage »Warum also nicht?«
eine andere Frage steht: Warum eigentlich?
Ist der Verfassungsrang für die deutsche
Sprache überlebensnotwendig? Der wissen-
schaftliche Dienst seines Hauses, des Bun-
destags, widerspricht Lammert vorsichtig:
Die überwiegende Auffassung der rechts-
wissenschaftlichen Literatur gehe davon
aus, »dass die deutsche Sprache bereits jetzt
Verfassungsrang« habe. Das Grundgesetz
legitimiere sich durch »das deutsche Volk«,
es statuiere eine »Bundesrepublik Deutsch-
land« und sichere die »deutsche Staatsange-
hörigkeit«. Nicht zuletzt sei »die Sprache
des Grundgesetzes selbst Deutsch«. Zudem
stehe Deutsch in einfachen Gesetzen, wie
jenen für gerichtliche Verfahren oder Ver-
waltungsverfahren.

Bestandsschutz nicht notwendig

Deutsch im Grundgesetz ist wohl kaum
schädlich, zumindest aber überflüssig wie
ein Kropf. Die Befürworter des Vorschla-
ges reklamieren einen »schleichenden Be-
deutungsverlust« der Sprache (Verein Deut-
sche Sprache), alleine gibt es hierfür kaum
Indizien: Nach Schätzungen sprechen heu-
te rund 100 Millionen Menschen Deutsch
als Muttersprache, darunter natürlich in
Deutschland, Österreich, der Schweiz, in
Luxemburg, Liechtenstein, Italien (Südti-
rol), aber auch in Rumänien, Argentinien,
Australien, Frankreich (Elsass-Lothrin-
gen), Brasilien, Russland und den USA. 18
Prozent der EU-Bürger unterhalten sich in
ihrer Muttersprache Deutsch – das ist der
Spitzenplatz vor Französisch und Eng-
lisch. Als Fremdsprache wird Deutsch am
zweithäufigsten nach Englisch und gleich-
auf mit Französisch gesprochen.

Zwar verliert die deutsche Sprache in
Ländern wie Frankreich und den USA ge-

genüber dem Spanischen an Boden. Dafür
lernen viele Slowaken, Ungarn, Tschechen
und Russen Deutsch, ja im Osten ist Deutsch
als Fremdsprache sehr beliebt. Nach Eng-
lisch ist Deutsch die im Internet am meis-
ten verbreitete Sprache, gefolgt von Franzö-
sisch, Japanisch, Spanisch und Chinesisch.
Ein Blick auf die Startseite von Wikipedia
verrät: gut 2,6 Millionen Seiten des Ama-
teur-Lexikons sind in englischer Sprache,
gefolgt von 832.000 deutschsprachigen Sei-
ten und 733.000 französischen.

Von der Notwendigkeit eines Bestands-
schutzes kann also keine Rede sein, gleich-
wohl damit noch nichts über die Qualität
der Sprache ausgedrückt ist: Natürlich ist
gerade im Internet oftmals ein Deutsch ge-
bräuchlich, das in Sachen Stil, Orthografie
und Interpunktion nur schwer erträglich
ist. Im Fernsehen und Journalismus, vor al-
lem im Boulevard, wird teilweise ein Stil
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gepflegt, der Prägnanz mit bloßer Kürze
und Wortschatzarmut verwechselt. Und
wie schon zu Dubslav von Stechlins Zeiten,
fällt hierbei natürlich die Jugendsprache
besonders negativ auf.

Nach den Irrungen und Wirrungen der
90er Jahre bis in unsere Tage, jeden Haus-
meister plötzlich und ohne Not Facility
Manager zu nennen, hat die Öffentlichkeit
ein größeres Gespür für unnötig-lächerli-
che Anglizismen entwickelt. An dieser Sen-
sibilisierung haben Vereine, wie jener für
die Deutsche Sprache, einen verdienten An-
teil, aber auch einzelne Publizisten wie Bas-
tian Sick (Der Dativ ist dem Genitiv sein
Tod) oder Wolf Schneider (Speak German –
Warum Deutsch manchmal besser ist). Der-
lei Mahner stoßen die Selbstheilungskräfte
einer ansonsten vitalen Sprache gelegent-
lich an,und das Deutsche ist vital: Der hiesi-
ge Tageszeitungsmarkt ist der größte in
Westeuropa und der fünftgrößte weltweit.
Deutschsprachige Literatur erfreut sich
nach wie vor großer Beliebtheit, und fran-
zösische – und israelische Jugendliche ler-
nen mittlerweile deutsche Liedtexte aus-
wendig, Tokio Hotel sei dank.

Man muss auch nicht gleich bei jedem
Anglizismus den Untergang des Abend-
landes ausrufen: Deutsch ist seit jeher eine
Sprache in der Mitte Europas, stark beein-
flusst durch Latein (»Fenster«, »Kloster«),
Griechisch (»Demokratie«, »Philosophie«),
Französisch (»Boulevard«), Arabisch (»Al-
gebra«), Slawische Sprachen (»Gurke«),
sogar Hindi (»Shampoo«) und natürlich
Englisch. Es reicht aus, gegen Imponier-
gehabe durch Sprachpanscherei zu sen-
sibilisieren: »Voten« statt »wählen« ist der-
zeit in der Sprache des Jugendsenders Viva
sehr angesagt, ein unnötiges Duplikat.
Aber neudeutsche Begriffe wie »World
Wide Web« machen Sinn (Vorsicht: »Sinn
machen« ist ein Anglizismus, eigentlich
muss es »Sinn haben« heißen), da sie inter-
nationale Standards sind, die eine Kom-
munikation über die Landesgrenzen hi-
naus ermöglichen. Andere Begriffe sind

einfach geläufiger als die urdeutschen:
»Telefon« ist doch »Fernsprecher« vorzu-
ziehen, oder? Im Übrigen hat selbst der
Verein Deutsche Sprache nichts gegen
Anglizismen, wie »fair« oder »Interview«.
Warum eigentlich nicht? Man könnte
doch statt »fair« einfach »gerecht« sagen
und statt »Interview« »Gespräch« – das
wäre wohl doch nicht dasselbe.

Wie man unvernünftig mit der eigenen
Sprache umgeht, zeigen uns aktuell auch ei-
nige osteuropäische Länder: In der Slowa-
kei steht der Gebrauch eines »unsauberen
Slowakisch« neuerdings unter Strafe, und
einige befürchten, die Regierung könne in
Zukunft die Medien ethnischer Minder-
heiten wegen »schlechter Sprache« zensie-
ren. Übertriebenen Sprachstalinismus kann
man auch im ehemaligen Jugoslawien ent-
decken. In Kroatien beispielsweise merzt
man Fremdwörter per Gesetz aus, so dass
der Helikopter mittlerweile, sinngemäß
übersetzt, »Drehantriebsflugmaschine«
heißt – na gut, wer dann glücklicher ist ...

Sowohl das Grundgesetz (Artikel 3:
»Niemand darf wegen ... seiner Sprache ...
benachteiligt oder bevorzugt werden«) als
auch europäische Regelungen sehen im
Übrigen schon lange den Schutz von Min-
derheitensprachen vor: Die Länder Schles-
wig-Holstein und Brandenburg schützen
beispielsweise die Sprachen ihrer Minder-
heiten, der Dänen und Sorben. Gerade in
der Europäischen Union ist es wichtig, den
kleinen Volksgruppen und Nationen bei der
Erhaltung ihrer Sprachen zu helfen – das
schützt Identitäten und kommt zuletzt der
Akzeptanz einer immer größer werdenden
Europäischen Union zugute. Eine Grund-
gesetzänderung um ein weiteres Staatsziel
ist dann sinnvoll, wenn – wie beim Tier-
und Umweltschutz in Artikel 20a, die 1994
und 2002 hinzugefügt wurden – eine für
Deutschland lebenswichtige Grundlage be-
droht ist. Das kann man von der deutschen
Sprache ernsthaft nicht behaupten.

Man darf sich allerdings schon fragen,
warum Deutsch eine von 23 Amtssprachen
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der EU und eine von drei Arbeitssprachen
ist, in der täglichen Arbeit der Kommis-
sionsdienststellen de facto jedoch Englisch
und Französisch dominieren. Zur Erinne-
rung: Deutsch ist die am meisten gespro-
chene Muttersprache innerhalb der Euro-
päischen Union.

Diese Frage wird von einer Grundge-
setzänderung, die das Deutsche verbindlich
in die Verfassung schreibt, aber überhaupt

nicht angepackt. Der CDU-Vorschlag ist
vielmehr der Versuch, die gescheiterte Leit-
kulturdebatte durch die Hintertür wieder
einzulassen. Vielleicht ist vor diesem Hin-
tergrund demnächst auch eine weitere Ini-
tiative der CDU zu erwarten: Sauerbraten
mit Klößen ins Grundgesetz! Oder das
Neuzeller Brauersteak mit Schwarzbier-
Backobstsauce! Dubslav von Stechlin wäre
begeistert.
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In einem Leserbrief in der Frankfurter
Rundschau hieß es: »Der Vorschlag ist eine
populistische Verbeugung vor den Rechts-
radikalen und selbst schon ein kleiner
Schritt zur Mobilisierung von Ausländer-
feindlichkeit«. In der CDU selbst ist der
Vorschlag umstritten, nicht wenige Sozial-
demokraten und Grüne haben schon scharf
ablehnend reagiert. Die Aussichten seiner
Verwirklichung sind also gering. Wieder
einmal ein Sturm im Wasserglas, eine ty-
pisch deutsche hysterische Debatte? Muss
das alles sein?

Eigentlich nicht. Und es gibt gegenwär-
tig wahrlich Wichtigeres zu tun, selbstver-
ständlich. Fanatischer Eifer will sich bei
mir partout nicht einstellen, eher schon ir-
ritiertes Erstaunen. Denn das bestreitet
doch niemand ernsthaft: Deutsch ist das
selbstverständliche Verständigungsmittel
der hier im Land Lebenden, jedenfalls ih-
rer großen Mehrheit. Bestandsschutz für
unsere Sprache erscheint ganz offensicht-

lich nicht nötig. Deutsch ist, per Gesetz
festgelegt, die Amts- und Gerichtssprache
der Bundesrepublik Deutschland. Eine
Grundgesetzergänzung einer Selbstver-
ständlichkeit wegen – das muss nicht sein.
Aber darf das auch nicht sein?

Allerdings: Nach vielen Umfragen der
vergangenen Jahre sind Dreiviertel der
Deutschen genau dafür! Und der Blick in
die Nachbarländer lehrt: 19 europäische
Staaten haben ihre Sprache in der Verfas-
sung verankert, die anderen drei deutsch-
sprachigen Länder auch (die Türkei übri-
gens ebenso, daran seien diejenigen tür-
kischstämmigen Kritiker erinnert, die wie-
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Muss das denn sein? Die CDU hat auf ihrem Parteitag in einem Antrag beschlos-
sen, das Grundgesetz im Artikel 22 zu ergänzen um den Satz: »Die Sprache der
Bundesrepublik ist Deutsch«. Die Aufregung ist seither groß. Der Vorschlag sei
überflüssig und lächerlich, sagen die Einen und die Anderen sagen, er sei integra-
tions- und ausländerfeindlich, grenze an Nationalismus. Der sozialdemokratische
Bundestagsvizepräsident widerspricht entschieden.




